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A. Beschl¿sse und Bekanntmachungen

l;i~'i Satzung des Zweckverbandes .
. ĂHistorisches Museum Saarñ
Aufgrund der ÄÄ 5, 6 und 10 des Gesetzes ¿ber die
kommunale Gerneinsclēaftsarbeit (KGG) vom 26. Feb-
ruar 1975 (Amtsbl. S. 490), zuletzt geªndert durch Ge-
setz vom 13. Juli 2016 (Amtsbl. I S. 711), hat die Ver-
bandsversamēnlung des Zweckverbandes Historisches
Museum Saar am 12. Juni 2019 folgende Neufassung
der Satzung beschlossen: ,

I. Allgemeine Bestimmungen I

Ä 1
A Rechtsform, Name, Sitz g

Der Verband f¿hrt den Namen ĂZweckverband His-
torisches Museum Saarñ. Er ist eine Kºrperschaft des
ºlfentlichen Rechts und hat seinen Sitz in Saarbr¿cken.
Verbandsgebiet ist das Saarland. '

1 Ä 2

Verhandsmitglieder

(1) Verbandsmitglieder des Zweckverbandes sind das
Saarland und der Regionalverband Saarbr¿cken.
(2) Der Beitritt weiterer Mitglieder und die Ausdeh-
nung des Aufgaberēumfangs sind mºglich, sobald die
inhaltlichen und finanziellen Voraussetzungen dafur
geschaffen sind. Die Feststellung hier¿ber wird von der
Verbandsversammlung einstimmig geholfen.

1 Ä 3
Aufgaben

(1) Der Zweckverband fiihrt das vom damaligen Stadt-
verband Saarbr¿cken eingerichtete Regionalgeschicht-
liche Museum als Historisches Museum Saar mit Wir-
kung vorn 31. Dezember 1993 fort. Er kann es weiter
ausbauen und ~ insbesondere nach dem Beitritt weite-
rer Mitglieder - zusªtzliche, eigenen Themenbereichen
der Geschichte des Saarlandes gewidmete AuÇenstel-
len gr¿nden, einrichten und betreiben.
(2) Das Museum hat die Aufgabe, die Geschichte der
Saarregion im Sinne eines erweiterten Kulturbegrilfes
in ihren Sachzeugnissen zu sammeln, zu dokumentie-
ren, zu erforschen und zu prªsentieren.

ll. Verfassung und Verwaltung

Ä 4
' Organe

(1) Die Organe des Zweckverbandes sind

a) die Verbandsversammlung g
b) der Verbandsvorsteher/die Verbandsvorsteherin.
(2) Zur Beratung der Organe kann ein Beirat gebildet
werden.
(3) Die Mitglieder der Verbandsversammlung, der Vcr-
bandsvorsteber/die Verbandsvorsteherin und die Mit-
glieder des Beirates sind ehrenamtlich tªtig.

Ä s
t Verbandsversammlung

1) Die Verbandsversammlung besteht zunªchst aus

a) dem Minister/der Ministerin f¿r Bildung und Kul-
tur sowie aus drei weiteren, von der Landesregie-
rung zu bestimmenden'Mitgliedern,

bl dem Regionalverbandsdirekter/der Regionalver-
bandsdirektorin sowie f¿nf weiteren von der Re-
gionalversannnlung aus ihrer Mitte zu bestellenden
Mitgliedern. = .

(2) Der Regionalverbandsdirektor/Die Regionalver-
bandsdirektorin und der Minister/die Ministerin ýir
Bildung und Kultur kºnnen sich durch von ihnen zu
bestimmende Personen nach Ä 7 Abs. 1 Satz 2 vertreten
lassen. F¿r jedes der weiteren Mitglieder ist ein Stell-
vertreter/eine Stellvertreterin zu bestellen. War ýirdie
Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung die Zu-
gehºrigkeit zu einem komnēunalen Beschlussgremium
oder zu einer kommunalen Verwaltung bestimmend, so
endet das Amt dieses Mitglieds mit dem Ausscheiden
aus dem Beschlussgremium oder der Verwaltung. '
(3) Beschl¿sse werden auÇer in den Fªllen der -ÄÄ 2
Abs. 2 und 14 mit einer Mehrheit von 2/3 der satzungs-
mªÇigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung ge-
fasst. Die Verbandsversammlung ist beschlussfªhig,
wenn alle Mitglieder ordnungsgemªÇ einberufen sind
und mindestens zwei Mitglieder nach Abs. l Buchsta-
be a und mindestens drei Mitglieder nach Abs. 1 Buch-
stabe b anwesend sind. ,
(4) Vorsitzender/Vorsitzende der Verbandsversamm-
lung ist der Verbandsvorsteherldie Verbandsvorste-
herin. Er/Sie kann sich durch eine von ihm/ihr nach
Abs. 2 Satz 1 bestimmte Person vertreten lassen.
(5) Die Verbandsversammlung wird von ihrem/ihrer
Vorsitzenden nach Bedarf schriftlich einberufen. Sie
muss jªhrlich mindestens einmal oder auf schriftlichen
Antrag eines Drittels ihrer Mitglieder unter Angabe des
Verhandlungsgegenstandes zusammentreten. Die Ein-
berufungsfrist betrªgt mindestens f¿nf Tage.
(6) Die Museumsleitung und der/die Beiratsvorsitzen-
de nehmen mitberatender Stimme an der Verbandsver-
sammlung teil.
(7) Die Sitzungen der Verbandsversarnrnlung sind nicht
ºffentlich. -
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Ä 6  
Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung beschlieÇt ¿ber alle An-
gelegenheiten des Zweckverbandes, soweit sie nicht
durch die Satzung dem Verbandsvorsteher/der Ver-
bandsvorsteherin ¿bertragen sind, insbesondere ¿ber

tt] die Anderung der Satzung,

bl den Erlass einer Geschªftsordnung,

L'-1 die Aufnahme weiterer Mitglieder des Zweckver-
bandes,

çlt den Erlass der Haushaltssatzung mit ihren Anla-
gen, die Festsetzung der Verbandsumlage, die Fest-
stellung der Jahresrechnung und die Entlastung des
Verbandsvorstehers/ der Verbandsvorsteherin,

ci die Auýiahme von Krediten, die ¦bernahme von
B¿rgschaften und die Stellung anderer Sicherhei-
ten sowie alle diesen gleichgestellten Rechtsge-
schªfte,

!`ē den Erwerb von Grundst¿cken, die Verf¿gung ¿ber
Grundst¿cke sowie die Eingehung einer Veēpýich-
tung zu Geschªften dieser Art,

ēēýt den Verzicht aufAnspr¿che, soweit sie den Betrag
von 500 Euro ¿bersteigen, V

ht die Leistung ¿ber- oder auÇerplanmªÇiger Aus-
gaben, soweit sie im Einzelfall den Betrag von
3.000 Euro ¿bersteigen, -

i 1 die Vergabe von Auftrªgen, sofern eine Wertgrenze
von 30.000 Euro ¿berschritten wird,

ii die Einstellung, Hºhergruppierung bzw. Befºrde-
rung und Entlassung von Bediensteten des Zweck-
verbandes, mit Ausnahme der geringf¿gig Be-
schªýigten ýir den Aufsichtsdienst,

kl die Auflºsung des Zweckverbandes,
| t die Bildung eines Rechnungspr¿fungsausschusses.

1 Ä 7
- Verbandsvorsteher

(1) Verbandsvorsteher/Verbandsvorsteher²n und Stell-
vertreter/Stellvertreterin des Verbandsvorstehers/der
Verbandsvorsteherin sind in zweijªhrigem Wechsel der
Minister/die Ministerin f¿r Bildung und Kultur und
der Regionalverbandsdirektor/die Regionalverbands-
direktcrin. Der.Minister/Die Ministerin þiē' Bildung
und Kultur kann sich durch den Leiter/die Leiterin der
Kulturabteilung seines/ihres Ministeriums oder bei
dessen/deren Verhinderung durch den stellvertretenden
Leiter!die stellvertretende Leiterin dieser Abteilung,
der Regionalverbandsdirektor/die Regionalverbands-
direktorin kamm sich durch den Fachbereichsleiter/die
Fachbereichsleiterin f¿r Jugend und Planung oder den
Fachdienstleiter/die Fachdienstleiterin f¿r Regional-
entwicklung und Planung vertreten lassen.

(2) Der Verbandsversteher/Die Verbandsvorsteherin'
ist der/die gesetzliche Vertreter/-in des Zweckverban-
des. Er/Sie bereitet die Sitzungen der Verbandsver-
sammlung vor und f¿hrt deren Beschl¿sse aus. Er/Sie

erledigt die Geschªfte der laufenden Verwaltung des
Zweckverbandes.

. ē

1 Ä 8
1 ' Beirat

(1) Der Beirat besteht aus mindestens sechs und hºchs-
tens zwºlf saclēverstªndigen Mitgliedern. Die Mitglie-
der werden von dem Verbandsvorsteher/der Verbands-
vorsteherin im Einvernehmen mit dem Stellvertreter/
der Stellvertreterin und nach Zustimmung der Ver-
bandsversammlung berufen. Die Amtszeit betrªgt f¿nf
Jahre. Eine Wiederberufung ist mºglich.

Der Beirat gibt sich eine Geschªftsordnung, die von der
Verbandsversammlung zu genehmigen ist.
(2) Der Beirat berªt und unterst¿tzt die Verbandsver-
sammlung, den Verbandsvorsteher/die Verbandsvorste-
herin und die Museumsleitung bei der Wahrnehmung
ihrer Aufgaben. `

Ä9 _
Museumsleitung

(_1) Das Museum wird von einem Leiter/einer Leite-
rēn get¿lērt. Die Verteilung der Aufgaben wird durch
Dienstanweisung geregelt.

(2) Der Museumsleitung. obliegt die Durchf¿hrung der
Geschªfte des Museums im Rahmen der Beschl¿sse
und Richtlinien der Verbandsversammlung.

III. Finanzwesen, Personal,

Ä 10
1 Haushalt, Verwaltung

(1),F¿r das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
gelten die ýir die Gemeinden maÇgebenden Vorschrif-
ten des Koēnēnunalselbstverwaltungsgesetzes entspre-
chend, soweit in dieser Satzung keine -abweichende
Regelung getroffen ist. s
(2) Der Verbandsvorsteher/Die Verbandsvorstehcrin
stellt die Haushaltssatzung des Zweckverbandes so
rechtzeitig auý dass sie der Verbandsversammlung vor
Beginn des I-laushaltsjahres zur Beschlussfassung vor-
gelegt werden kann. - A

(3) Eine besondere Kassenverwaltung wird nicht be-
stellt. Die F¿hrung der Kassengeschªfte wird von der
Regionalverbandskassc wahrgenommen. '
(4) Die Aufgaben des Reehnungspr¿fungsamtes ninunt
das Reclmungspr¿fungsamt des Regionalverbands
Saarbr¿cken wahr. L

(5) Die fr¿her vom damaligen Stadtverband Saar-
br¿cken f¿r das Regionalgeschichtliche Museum er-
brachten Verwaltungsdienstleistungen, insbesondere
Personalverwaltung, Beschaffung, Abrechnung usw.,
werden bis zu einer abweichenden Entscheidung der
Zweckverbandsversammlung vom Regionalverband
erbracht. Einzelheiten werden in einer gesonderten
Vereinbarung zwischen Regionalverband und Zweck-
verband geregelt. 1

__ __ _ _ -.4
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Ä 11 -
Personal -

(1) Der Zweckverband hat_das Recht, Beanēte/Beanè
tionen zu cruenuuu (f'lf)ie11sllurrrul`iii1igl:_cil) und lricç
sç::lu'ifligjtc'ci'Ĥ"ē'zt_ēste-lien. '

(2) Eine Einstellung von Personal f¿r den Zweckver-
band erfolgt erst dann, wenn die Verbandsversamm-
lung dies beschlieÇt.

Ä 12
Verbandsumlage

(1) Der Zweckverband erhebt zur Deckung des Finanz-
bedart`s von seinen Mitgliedern eine Umlage. Diese be-
trªgt f¿r das Saarland ab dem Haushaltsjahr 2019 ēnin-
destens 2¦0.0¦0 Euro. Der restliche Finanzbedarf wird
vorn Regionalverband nach MaÇgabe des Haushaltes
getragen. "

(2) Die irn Haushaltsplan des Zweckverbandes festge-
setzte Verbandsumlage ist in zwºlfMonatsraten zu Be-
ginn eines jeden Monats an die Regionalverbandskasse
als Verbandskasse zu ¿berweisen. e
(3) ist zu Beginn eines Haushaltsjahres die Haushalts-
satzung noch nicht bekannt gemacht, so ist der Regio-
nalverbandskasse nach der vorjªhrigen Verbandsuēnla-
ge monatlich ein Vorschuss zu ¿berweisen. Dieser ist
auf die f¿r das neue Haushaltsjahr festznsetzende Ver-
bandsumlage anzurechnen.

_ Ä 13
g Rªumlichkeiten, Inventar, Sanunlungsgut

(1) Der Regionalverband Saarbr¿cken ¿berlªsst dem
Zweckverband die erforderlichen Rªumlichkeiten ¶ir
die Verwaltung, die`Ausstellungsrªume des ehemali-
gen RegionalgeschicbtlichenMuseums irn Saarbr¿cker
Schloss sowie das vorhandene Inventar auf der Grund-
lage eines besonderen Vertrages zum Gebrauch.
(2) F¿r die dem Zweckverband ¿berlassenen Rªum-
lichkeiten trªgt dieser die Betriebskosten, die ºdentli-
chen Abgaben, Versicherungsprªērēien, Kosten der Un-
terhaltung und anteilig den laufenden Schuldendienst.
(3) Das vorhandene Satnmlungsgut wurde vom dama-
ligen Stadtverband entschªdigungslos in das Eigentum
des Zweckverbandes ¿bertragen.

IV. Satzungsªnderung, Austritt,
Auflºsung des Zweckverbandes

__ _ Ä14 s
' Anderung der Satzung g

Beschl¿sse ¿ber die  nderung der Satzung, insbeson-
dere f¿r die Auýēahme weiterer Mitglieder, kºnnen nur
eiustinzunig gefasst werden. _

` â Ä 15
_ - Austritt

(1) Verbandsēnitglieder kºnnen nur nun -Ende eines
Kalenderjahres aus dem Zweckverband ausscheiden.
Die K¿ndigung ēnuss mindestens neun Jahre vorher er-
klªēt werden. '

(2) Das ausscheidende Mitglied haftet f¿r die bis zu
seinem Ausscheiden entstandenen _Verbindlic_hkeiten
des Zweckverbandes weiter. Gezahlte Umlagen wer-
den nicht erstattet.

Ä 16
* Auflºsung des Zweckverbandes
(1) Der Zweckverband kann mit Zēēstimnumg von 2/3
der Mitglieder der Verbandsversammlung durch Sat-
zungsªndennēg aufgelºst werden. Die Auflºsung wird
zuēn Ende des zehnten Jahres wirksam, das auf den
Auýºsungsbesohluss folgt.

(2) Die Auseinandersetzung ¿ber Vermºgen und Ver-
bindlichkeiten ýudet unter den Mitgliedern auf der Ba-
sis der Unēlageanteile des Jahres statt, in dem die Auf-
lºsung beschlossen wurde.
(3) Dem Regionalverband Saarbr¿cken werden irn Falle
der Auflºsung des Zweckverbandes die vom damaligen
Stadtverband Saarbr¿cken ¿berlassenen Rªumlichkei-
ten, das zugehºrige -_Inventar;_ē.u:id das dem Zweckver-
band *¿berlassene Sanunlungsgut entschªdigungslos
zur¿_ckgegeben.i Hinsichtlich nicht als Ersatzbeschaf-
fung neu erworbener Betriebseinrichnēngen und etwa
sonst vorhandenen Vermºgens entscheidet die Ver-
bandsvcrsarnēnlung nach Billigkeitsgēundsªtnen.
(4) Im Falle der Auflºsung des Zweckverbandes ¿ber-
ninunt der Regionalverband Saarbr¿cken das Personal
unter Besitzstandswahrung in dem Umfang, wie es bei
der Gr¿ndung des Zweckverbandes vom damaligen
Stadtverband auf den Zweckverband ¿bernoērēnēen
wurde. Im ¦brigen wird das Personal voēn Saarland
¿bernoēnmen, solange sein Umlageanteil nicht dem des
Regionalverbandes entspricht. Danach gilt Abs. 2.

'_ V. Sonstiges

_ Ä 17
Offent¿che Bekanntmachungen-

Die ºffentlichen Bekanntmachungeēē des Zweckver-
bandes erfolgen irn Amtsblatt des Saarlandes.

Ä 18
~ Anwendung von sonstigen Vorschriften

Soweit diese Satzung keine Regelungen enthªlt, gilt
das Gesetz ¿ber die korrnnunale (Iieēneirēschaftsarbeit
(KGG) in seiner jeweils geltenden Fassung. ` .

S - Ä 19
Inkrafttreten der Satzung _

l}u;:.se~ Saucen tritt am Tage nach ihrer ºþentlichen Be-
kanntnuutlnēng in Kraft.

Saarbr¿cken, den 25. November 2019

Zweckverband
Historisches Museum Saar .

_ Der Verbandsvorsteher '
In Vertretung

` Unold
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Genehmigung

Die von der Verbandsversammlung des Zweckver-
bandes ĂHistorisches Museum Saarñ am 12. _Juni 2019
beschlossene Neufassung der Verbanclssatzung vom
20. Juli 2012 (Aēntsbl. ll S. 1115) wird hiermit gem.
Ä 7 Abs. 1 i. V. m. Ä 22 Abs. 2 des Gesetzes ¿ber die
kommunale Gerneinschaftsarbeit (KGG) in der Fas-
sung der Bekannnnachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl.

S. 723), zuletzt geªndert durch Gesetz vom 13. Juli
2016 (Amtsbl. I S. 711), genehmigt.

St. Ingbert, den ll. Mªrz 2020

Landesverwaltungsaēnt
hn Auftrag

Kreusch

B. Gerichtliche Bekanntmachungen

ll in . Beschluss

20 II 39/19 -- In der Aufgebotssache des Martin An-
dreas Grill, Auf der Rothweid 22, 66606 St. Wendel,
hat der Antragsteller das Aufgebot von sechs Genuss-
scheinurkunden der Jahre 2010, 2011, 2012, 2013,
2014 (Nr. GWO920141) und 2015 (Nr. GWO9A20151)
¿ber jeweils 1.200 Inhabergenussscheine, ausgegeben
von der Thomas Lloyd Private Wealth GmbH, Hanau-
er LandstraÇe 291b, 60314 Frankfurt, ausgegeben in
Limburg a. d. Lahn mit einem jeweiligen Nennbetrag
von 1 Euro, also 1.200 Euro pro Gcnussscheinurkunde,
bezogen auf die Vertragsnummer VAG5519254, bean-
tragt. , '

Diese sind kraitlos.

Gr¿nde:

Die Krafrēasefēuamng bei-um auf ÄÄ 466 fr. Famro.
Der Antragsteller ist gemªÇ ÄÄ 1192 BGB, 467 Faē:nFG
antragsberechtigt und hat die zur Begr¿ndung erforder-
lichen Tatsachen glaubhaft gemacht.

Das Aufgebot wurde in der gesetzlich vorgeschriebe-
nen Weise bekannt gemacht.

Anmeldungen Berechtigter, . die der AusschlieÇung
entgegenstehen, sind nicht erfolgt. Daher waren die
in dem Aufgebot bezeichneten Rechtsnachteile zu be-
schlieÇen.

Rechtsbehelfsbelehruēēg _
Diese Entscheidung kann mit der Beschwerde ange-
fochten werden. Sie ist innerhalb eines Monats bei dem
Amtsgericht St. Wendel, SchorlemerstraÇe 33, 66606
St. Wendel, einzulegen. Die Frist beginnt nach Wirk-
samwerden der ºffentlichen Zustellung der Entschei-
dung.

Beschwerdeberechtigt ist, wer durch diese Entschei-
dung in seinen Rechten beeintrªchtigt ist. Dar¿ber hi-
naus kºnnen Behºrden Beschwerde einlegen, soweit
dies gesetzlich bestimmt ist.
Die Beschwerde wird durch Einreichung einer Be-
schwerdeschriit oder zur Niederschrift der Geschªfts-
stelle des genannten Gerichts eingelegt. -Sie kann auch
zur Niederschrift der Geschªftsstelle eines jeden Amts-
gerichts erklªrt werden, wobei es ýlr die Einhaltung
der Frist auf den Eingang bei dem genannten Gericht
ankommt. Sie ist von dem Beschwerdef¿hrer oder sei-
nem Bevollēnttchtigten zu unterzeichnen. Sie kann ab
dem 1. Januar 2018 auch als elektronisches Dokument
mit qualiýzierter elektronischer Signatur oder als sig-
niertes elektronisches Dokument auf einem sicheren
Ubermittlungsweg eingereicht werden. Eine einfache
E-Mail reicht allerdings nicht. Die Beschwerde muss
die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses sowie
die Erklªrung enthalten, dass Beschwerde gegen diesen
Beschluss eingelegt wird. Soll die Entscheidung nur
zum Teil angefochten werden, so ist der Umfang der
Anfechtung zu bezeichnen.

Die Beschwerde soll begr¿ndet werden.

St. Wendel, den 12. Mªrz 2020 t

Das Amtsgericht

2 .li Y Beschluss _

20 II 40/19 _ In der Aufgebotssache des Helmut Brill,
Auf der Stersch 8, 66629 Freisen, hat der Antragstel-
ler das Aufgebot der Grundschuldbriefe der Gruppe
2 mit den Nummern 4526844 und 452 68 45, erteilt
¿ber die im Grundbuch von Reitschcid, Blatt 538, in
Abteilung Ill, Nr. 3 und 4, ftir die Landesbank Saar
Girozentrale Saarbr¿cken, Bergarbeiterwohnungsbau,
eingetragenen Grundschulden in Hºhe von 41.500 DM
und 13.000 DM, beantragt. _

Diese sind loaftlos.

_ _ __ l_ _ __ __


